Geſetz-Sammlung 
für die 


Eon 
* HDnigliden Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 13. —— 


f 7 4 77 90 
(Nr. 9991.) Geſetz, betreffend den Staatshaushalt. Vom 11. Mai 1898. m 9 ‘ 
Wir Wilhelm oni | a 
ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


ak 
Der Staatshaushalts⸗Etat (Art. 99 der Verfaſſungs⸗Urkunde) enthält den 
Voranſchlag für alle im Laufe jedes Etatsjahres vorausſichtlich eingehenden Ein- 
nahmen und erforderlich werdenden Ausgaben des Staates. 


a 


Zu den in den Staatshaushalts-Etat aufzunehmenden Einnahmen und 
Ausgaben gehören auch: 

1) Erlöſe aus der Veräußerung von beweglichem oder unbeweglichem 
Eigenthum des Staates. 

2) Einnahmen, welche dem Staate durch Beiträge Dritter zu im Staats⸗ 
haushalts-Etat vorgeſehenen Ausgaben zufließen. 

3) Einnahmen und Ausgaben auf Grund von Anleihegeſetzen, wenn und 
ſoweit in den letzteren die Aufnahme in den Staatshaushalts⸗Etat 
vorgeſehen iſt. 

4) Die Einnahmen und Ausgaben derjenigen zu beſonderen Zwecken 
beſtimmten Fonds, über welche dem Staate allein die Verfügung zus 
ſteht, ſofern dieſe Fonds nicht juriſtiſche Perſönlichkeit beſitzen. 

5) Die Einnahmen und Ausgaben derjenigen Unterrichts-, wiſſenſchaftlichen, 
Kunſt⸗ und ähnlichen Anſtalten, welche vom Staate allein oder mit 
Hülfe von Zuſchüſſen Dritter zu unterhalten ſind, ſofern dieſe Anſtalten 
nicht juriſtiſche Perſönlichkeit beſitzen. 

Vertragsmäßige Rechte und Stiftungsbeftimmungen werden durch die 

Vorſchriften unter 4 und 5 nicht berührt. f 
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Ausgegeben zu Berlin den 17. Mai 1898. 


> §. 3. 

Mit den Spezial⸗Etats der betreffenden Staatsverwaltungen ſind dem 
Landtage Nachweiſungen von den veranſchlagten Einnahmen und Ausgaben 
derjenigen der alleinigen Verfügung des Staates unterliegenden beſonderen Fonds 
mitzutheilen, welche juriſtiſche Perſönlichkeit beſitzen und welche ganz oder zum 
Theil zu ſolchen Zwecken beſtimmt ſind für welche auch allgemeine Staatsmittel 
verwendet werden. In den Nachweiſungen ſind die Einnahmen der einzelnen 
Fonds nach den hauptſächlichſten Quellen, die Ausgaben nach den hauptſächlichſten 
Verwendungszwecken geſondert anzugeben. 

Daſſelbe gilt bezüglich der Einnahmen und Ausgaben derjenigen Unter⸗ 
richts⸗, wiſſenſchaftlichen, Kunſt- und ähnlichen Anſtalten, 

1) welche vom Staate allein oder mit Hülfe von Zuſchüſſen Dritter zu 

unterhalten ſind, aber juriſtiſche Perſönlichkeit beſitzen, 
2) welche vom Staate und von Dritten gemeinſchaftlich zu unterhalten 
ſind, i 

3) welche von Dritten zu unterhalten ſind, aber vom Staate mit Zu⸗ 
ſchüſſen, die nicht auf rechtlicher Verpflichtung beruhen, unterſtützt 
werden. 5 

Dieſe Beſtimmungen finden keine Anwendung auf die ausſchließlich für 
den Elementar⸗ oder Fortbildungs⸗ Unterricht beſtimmten Anſtalten „ ſowie auf 
ſolche Anſtalten, welche mit Zuſchüſſen aus den dazu im Etat bereitgeſtellten 
Dispoſitionsfonds unterſtützt werden. 


H. 4. 

Von denjenigen der alleinigen Verfügung des Staates unterliegenden 
beſonderen Fonds, welche nicht unter die Beſtimmungen im $. 2 Nr. 4 oder 
im F. 3 Abſatz 1 dieſes Geſetzes fallen „ſind dem Landtage mit den Spezial-Etats 
der betreffenden. Staatsverwaltungen Nachweiſungen unter Angabe der Jahres⸗ 
beträge der einzelnen Fonds mitzutheilen. 


§. 5. 


Solange und ſoweit beide Häuſer des Landtags zuſtimmen, kann von der 


Mittheilung der in den $$. 3 und 4 bezeichneten Nachweiſungen bezüglich ein⸗ 
zelner Fonds oder Anſtalten oder bezüglich gewiſſer Kategorien derſelben abgeſehen 
werden. 5 


$. 6. 
5 Bei dem Seehandlungs⸗Inſtitut ſind ſowohl in dem Spezial⸗Etat als in 
dem Staatshaushalts⸗Etat der Geſchäftsgewinn und die Verwaltungs⸗Einnahmen 
des Inſtituts, in dem Spezial⸗Etat auch die Verwaltungs⸗Ausgaben deſſelben zu 
veranſchlagen. = I HE 53 


Mit dem Spezial⸗Etat des Seehandlungs⸗Inſtituts iſt dem Landtage der 
Verwaltungsbericht und der Hauptabſchluß des Inſtituts für das letzte abgelaufene 
Etatsjahr mitzutheilen. VU 

BAR 

Bei ſolchen Verwaltungen, welche nicht ausschließlich für Rechnung des 
Staates geführt werden, iſt ſowohl in den Spezial⸗Etat der betreffenden Staats⸗ 
verwaltung als in den Staatshaushalts-Etat der Antheil des Staates an dem 
für die Gemeinſchaft veranſchlagten Ueberſchuſſe oder Zuſchuſſe einzuſtellen. 

Die Einnahmen und Ausgaben ſolcher gemeinſchaftlichen Verwaltungen 
ſind in einer dem Spezial⸗Etat der betreffenden Staatsverwaltung beizufügenden 
Nachweiſung dem Landtage mitzutheilen. 


$. 8. 

Durch die Etats werden Privatrechte oder Privatpflichten weder begründet a 
noch aufgehoben. 

: 9, 

Nach geſetzlicher Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats iſt derſelbe nebſt 
den zugehörigen Spezial⸗Etats durch die Staatsregierung der Ober-Rechnungs⸗ 
kammer mitzutheilen. 5 
a $. 10. 

In den Kaffen- Etats, welche für die ausführenden Behörden und Kaſſen 
auf Grund des Staatshaushalts⸗Etats und der mit demſelben feſtgeſtellten Spezial- 
Etats auszufertigen ſind, ſind die Einnahmen und Ausgaben in dem Rahmen 
der durch dieſe Etats feſtgeſtellten Kapitel und Titel in Anſatz zu bringen. 

Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung auf diejenigen Kaſſen⸗Etats 
und Theile von Kaſſen⸗Etats für die Hauptkaſſen und die General⸗Staatskaſſe, 
in welchen die in anderen Kaſſen⸗Etats nach Kapiteln und Titeln ausgebrachten 
Einnahmen und Ausgaben nur ſummariſch nach Verwaltungsbezirken oder Ver⸗ 
waltungszweigen aufgeführt werden. 

98. 11: 

Die Kaſſen⸗Etats können für einen mehrjährigen Zeitraum feſtgeſtellt werden. 

Werden in den Anſätzen eines für mehrere Jahre feſtgeſtellten Kaſſen⸗Etats 
durch den Staatshaushalts⸗Etat für eines der folgenden Jahre Aenderungen 
herbeigeführt, ſo ſind darüber, ſofern die Uebereinſtimmung der Kaſſen⸗Etats mit 
dem Staatshaushalts⸗Etat nicht durch einen jährlich feſtzuſtellenden Geſammt⸗ 
Kaſſen⸗Etat für den betreffenden Verwaltungszweig herbeigeführt wird, beſondere, 
dieſe Uebereinſtimmung herſtellende Deklarationen auszufertigen. 


f $. 12. 
Die Kaſſen⸗Etats ſind, inſoweit die über ihre Ausführung zu legenden 
Rechnungen nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 27. März 1872, betreffend 
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die Einrichtung und die Befugniffe der Ober-Rechnungskammer (Geſetz-Samml. 


S. 278), der Reviſion durch die Ober⸗Rechnungskammer unterliegen, alsbald 


nach ihrer Ausfertigung mit einer Ueberſicht der Zu- und Abgänge gegen den 
vorhergehenden Etat in beglaubigter Abſchrift der Ober⸗Rechnungskammer mit⸗ 
utheilen. 
2 Eine gleiche Mittheilung hat hinſichtlich der nach $. 11 zu erlaſſenden 
Deklarationen ſtattzufinden. 

Ss 19, 

Die Einnahmen und Ausgaben find in der Rechnung unter denjenigen 
Kapiteln und Titeln, unter welchen ſie im Etat vorgeſehen ſind, oder wenn nur 
ein entſprechendes Soll aus der vorhergehenden Rechnung zu übertragen war 
($$. 42 und 45), an der betreffenden Stelle der folgenden Rechnung nachzuweiſen. 

Mehreinnahmen und Mehrausgaben ſind an den vorbezeichneten Stellen 
der Rechnung als Zugang nachzuweiſen. Iſt jedoch nur eine Soll-Ausgabe aus 
der vorhergehenden Rechnung übertragen, ſo iſt eine etwaige Mehrausgabe gegen 
dieſelbe in der Rechnung, getrennt von den etatsmäßigen Ausgaben, als außer⸗ 
etatsmäßige Ausgabe nachzuweiſen. 

In gleicher Weiſe ſind Einnahmen und Ausgaben, welche weder unter 


einen Etatstitel fallen noch bei einem Soll aus der vorhergehenden Rechnung 


zu verrechnen ſind, in der Rechnung, getrennt von den etatsmäßigen Einnahmen 
und Ausgaben, als außeretatsmäßige Einnahmen und Ausgaben nachzuweiſen. 


$. 14. f 

Alle Einnahmen und Ausgaben ſind, vorbehaltlich der in den $$. 42 
bis 46 dieſes Geſetzes hinſichtlich der Einnahme- und Ausgabe-⸗Reſte getroffenen 
Beſtimmungen, in der Rechnung desjenigen Etatsjahres nachzuweiſen, in welchem 
ſie fällig geworden ſind. ö 

Die am 1. April poſtnumerando fälligen Einnahmen und Ausgaben, ſowie 
diejenigen Einnahmen und Ausgaben ohne beſtimmten Fälligkeitstermin, deren 
Rechts⸗ und Entſtehungsgrund in dem vorhergehenden Etatsjahre liegt und deren 
Fälligkeit noch in der darauf folgenden Zeit bis zum Jahresabſchluſſe für das 
letztere ($. 39) herbeizuführen iſt, find in der Rechnung des vorhergehenden Jahres 
nachzuweiſen. 

Eine von den vorſtehenden Beſtimmungen abweichende Verrechnung der 
Einnahmen oder Ausgaben kann in den Spezial⸗Etats feſtgeſetzt werden. 


815. 

Alle Einnahmen und Ausgaben ſind mit ihrem vollen Betrage in der 
Rechnung nachzuweiſen und es dürfen weder von Einnahmen vorweg Ausgaben 
in Abzug gebracht, noch auf Ausgaben vorweg Einnahmen in Anrechnung ge 
bracht werden. 

Tantiemen und ſonſtige Gebühren für die Erhebung von Einnahmen ſind 
unter den Ausgaben nachzuweiſen. N 


$. 16. 

Alle Einnahmen des Staates werden für Rechnung der Staat3- Finanz 
verwaltung als Deckungsmittel für den geſammten Ausgabebedarf des Staates 
erhoben, ſofern nicht für einzelne Einnahmen durch die Spezial-Etats oder durch 
beſondere Geſetze etwas Anderes beſtimmt iſt. 

Die Einnahmen der im F. 2 unter Nr. 4 bezeichneten Fonds find nur für 
Zwecke der letzteren zu verwenden. 

8 

Stundungen für die Erfüllung von Zahlungsverpflichtungen gegen den 
Staat dürfen nur ausnahmsweiſe unter beſonderen Umſtänden bewilligt werden. 

Stundungen über den Jahresabſchlußtermin (F. 39) derjenigen Kaffe hinaus, 
welcher der rechnungsmäßige Nachweis der betreffenden Einnahmen obliegt, dürfen 
von den Behörden nur auf Grund einer ſeitens des zuſtändigen Miniſters ertheilten 
Ermächtigung und unter Angabe der Gründe bewilligt werden. 

Dieſe Beſtimmungen finden keine Anwendung auf ſolche Zahlungsver- 
pflichtungen, bei welchen Kreditgewährungen für beſtimmte Friſten durch allgemeine 
Vorſchriften der zuſtändigen Behörden zugelaſſen oder im Geſchäftsverkehr ge 
bräuchlich ſind. 2 

Auch bleiben die für einzelne Verwaltungszweige beſtehenden beſonderen 
geſetzlichen Beſtimmungen über die Stundung von Zahlungsverpflichtungen un⸗ 
berührt. 

§. 18. 

Von der Einziehung dem Staate zuſtehender Einnahmen darf nur im 
einzelnen Falle und, abgeſehen von der Unmöglichkeit der Einziehung, nur auf 
Grund einer durch geſetzliche oder durch Königliche Beſtimmung ertheilten Er— 
mächtigung abgeſehen werden. Nur unter gleicher Vorausſetzung dürfen auch 
zur Staatskaſſe vereinnahmte Beträge zurückerſtattet werden. 

Die nicht zur Einziehung gelangten oder zurückerſtatteten Beträge ſind in 
der dem Landtage gemäß $. 47 dieſes Geſetzes vorzulegenden Ueberſicht von den 
Staats⸗Einnahmen und Ausgaben bei den betreffenden Etatstiteln ſummariſch mit⸗ 
zutheilen. Solange und ſoweit beide Häuſer des Landtags zuſtimmen, kann von 
dieſer Mittheilung bezüglich einzelner Arten nicht zur Einziehung gelangter oder 
zurückerſtatteter Beträge abgeſehen werden. 


$. 19. 

Zur Staatskaſſe vereinnahmte Beträge, welche zurückerſtattet werden müſſen, 
ſind, wenn die Zurückerſtattung erfolgt, ſolange die betreffenden Fonds noch 
offen ſind, von der Einnahme bei den letzteren wieder abzuſetzen, bei ſpäterer 
Zurückerſtattung aber als Ausgabe zu verrechnen. 

Zurückerſtattete Gerichtskoſten und Geldſtrafen ſowie indirekte Steuern können 
immer von der Einnahme abgeſetzt werden. 

(Sr. 9991.) 


Bei der Eiſenbahnverwaltung können die Beträge an Einnahmen aus dem 
Perſonen⸗, Gepäck⸗ und Güterverkehr, welche in der Rechnung des Vorjahres 
auf Grund der zum Jahresabſchluſſe ſtattgefundenen vorläufigen Feſtſtellung zu 
viel verrechnet ſind, von den Einnahmen des folgenden Etatsjahres abgeſetzt werden. 


205 i 

Den Ausgabefonds dürfen Rückeinnahmen, unbeſchadet der Beſtimmung 
im F. 36 dieſes Geſetzes, nur auf Grund beſonderer Ermächtigung durch den 
Etat zugeführt werden. 

Bei Bauausführungen dürfen jedoch die Erlöſe aus der Wiederveräußerung 
von Grundſtücken und beweglichen Gegenſtänden, welche über den dauernden 
Bedarf hinaus aus den betreffenden Baufonds erworben ſind, den letzteren ſo⸗ 
lange dieſelben noch offen ſind, wieder zugeführt werden. 

Bei Bauten, welche auf Grund eines dem Landtage vorgelegten Bau⸗ 
anſchlages ausgeführt werden, dürfen auch ſonſtige bei der Bauausführung ſich 
ergebende Einnahmen zu den Koſten des Baues mitverwendet werden „wenn dieſe 
Einnahmen in dem Bauanſchlage veranſchlagt und von dem geſammten Koſten⸗ 
bedarf in Abzug gebracht ſind. 

5 H. 31. 

Beſoldungen und andere bei der Penſionirung in Anrechnung zu bringende 
Dienſteinkünfte dürfen nur auf Grund einer durch die Spezial⸗Etats oder durch 
beſondere Geſetze ertheilten Ermächtigung verliehen werden. 


$. 22. 

Die Gnadenbezüge von den Dienſteinkünften verſtorbener Beamten ſind 
bei denſelben Fonds zu verausgaben „aus welchen die betreffenden Dienſteinkünfte 
zu zahlen waren. 

Dieſe Beſtimmung kommt auch bei den Fonds zu Penſionen und zu Unter⸗ 
ſtützungen entſprechend zur Anwendung. 


$. 23. 

Erſparniſſe, welche bei den Fonds zu Beſoldungen und zu ſonſtigen Dienſt⸗ 
einkünften etatsmäßiger Beamten dadurch entſtehen, daß Stellen zeitweiſe nicht 
beſetzt ſind oder von ihren Inhabern nicht verſehen werden „können bis auf Höhe 
der für die einzelne Stelle verfügbaren Beträge, wenn und ſoweit ſie nicht zur 
Beſtreitung der Koſten einer kommiſſariſchen Verwaltung der Stelle erforderlich 
ſind, zur Gewährung von außerordentlichen Remunerationen für die unmittelbare 
oder mittelbare Betheiligung an der Wahrnehmung der Geſchäfte der betreffenden 
Stelle verwendet werden. 

Bleibt eine neu errichtete Stelle länger als ein Jahr unbeſetzt, ſo iſt hier⸗ 
über in der dem Landtage gemäß $. 47 dieſes Geſetzes vorzulegenden Ueberficht 
bei dem betreffenden Etatstitel Mittheilung zu machen. 12: 


Aus Erſparniſſen, welche dadurch entſtehen, daß die Beſoldungsfonds nicht 
vollſtändig unter die Stelleninhaber vertheilt worden ſind, ſowie aus Erſparniſſen 
bei den Fonds zu Wohnungsgeldzuſchüſſen dürfen Remunerationen nicht gewährt 
werden. 

Eine von den vorſtehenden Beſtimmungen abweichende Verwendung von 
Erſparniſſen kann in den Spezial⸗Etats feſtgeſetzt werden. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen kommen auch bei Erſparniſſen an den 
Fonds zur Remunerirung von Hülfsarbeitern entſprechend zur Anwendung. 


2 $. 24. 

Im Uebrigen dürfen außerordentliche Remunerationen und Unterſtützungen 

für Beamte nur aus denjenigen Fonds gewährt werden, welche in den Etats 
dazu beſtimmt ſind. 


$. 25. 
Aus den Fonds einer Behörde zur Remunerirung von Hülfsarbeitern 
dürfen, ſofern nicht in den Spezial⸗Etats etwas Anderes beſtimmt iſt, Be⸗ 
willigungen an etatsmäßig angeſtellte Beamte derſelben Behörde nicht erfolgen. 


6. 26. 
In den dem Landtage vorzulegenden Spezial⸗Etats ſind bei den betreffen⸗ 
den Beſoldungsfonds oder Fonds zur Remunerirung von Hülfsarbeitern die Ein⸗ 
nahmen der Beamten aus Nebenämtern nachrichtlich mitzutheilen. 


8 
Gebühren für die Erhebung von Staats-Einnahmen und für die Leiſtung 
von Staats⸗Ausgaben ſind nur von denjenigen Beträgen zu berechnen, welche 
für das betreffende Etatsjahr als wirklich eingegangen beziehungsweiſe verausgabt 
nachgewieſen werden. 
F. 28. 


Die Ueberlaſſung von Dienſtwohnungen an Beamte erfolgt nach Maßgabe 

des Etats. 
$. 29. 

Die Ueberlaſſung von Wohnungen und von anderen Nutzungen an den 
zur Verfügung des Staates ſtehenden Gebäuden und Grundſtücken, ſowie von 
ſonſtigen Naturalbezügen an Beamte darf nur gegen Entgelt ſtattfinden, ſofern 
nicht in den Spezial⸗Etats etwas Anderes beſtimmt iſt. 

Die für Dienſtwohnungen zu entrichtenden Vergütungen ſind, ſoweit ſie 
nicht gemäß der Beſtimmung im $. 4 Abſatz 2 des Geſetzes vom 12. Mai 1873, 
betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die unmittelbaren 
Staatsbeamten (Geſetz⸗Samml. S. 209), gegen den Wohnungsgeldzuſchuß auf⸗ 
gerechnet werden, als Einnahmen nachzuweiſen. 2 

(Nr. 9991.) 


§. 30. 


Der Ausführung von Neubauten ſowie von Reparaturbauten auf Koſten 
des Staates ſind Bauanſchläge zu Grunde zu legen. Inwieweit hiervon ab- 
geſehen werden darf, beſtimmt der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und ſoweit 
es ſich um Bauten handelt, welche ohne deſſen Mitwirkung auszuführen ſind, 
der zuſtändige Miniſter. 

Unter welchen Vorausſetzungen, insbeſondere bei welcher Höhe der Bau— 
ſumme, die Bauanſchläge der techniſchen Reviſion und Feſtſtellung durch die 
höchſte Baubehörde oder durch die nachgeordneten Behörden unterliegen „iſt Gegen⸗ 
ſtand Königlicher Anordnung. : 

Mit den über die einzelnen Bauausführungen zu legenden Rechnungen 
ſind der Ober-Rechnungskammer die erforderlichen bautechniſchen Beläge vorzulegen. 


. 

Alle für Rechnung des Staates angekauften beweglichen Gegenſtände müſſen 
bei der Rechnungslegung über die dafür verausgabten Geldbeträge entweder als 
vollſtändig verwendet oder in einer beſonderen Naturalrechnung (§. 10 des Geſetzes 
vom 27. März 1872, betreffend die Einrichtung und die Befugniſſe der Ober⸗ 
Rechnungskammer, Geſetz-Samml. S. 278) in Einnahme oder, inſofern ſie aus 
Utenſilien oder Geräthſchaften beſtehen oder zu Sammlungen gehören „als inven⸗ 
tariſirt nachgewieſen werden. 

Werden bewegliche Gegenſtände für die Zwecke eines anderen Etatsfonds 
als desjenigen, aus welchem ſie beſchafft find, abgegeben, fo iſt der Werth dieſer 
Gegenſtände, wenn er im einzelnen Falle insgeſammt mehr als 3000 Mark 
beträgt, aus dem erſteren Fonds zu vergüten, ſofern nicht in den Spezial⸗Etats 
etwas Anderes beſtimmt iſt. 

Dieſe Vergütung findet nicht ſtatt, wenn der Fonds, aus welchem die 
Beſchaffung erfolgt iſt, zur Beſchaffung von Gegenſtänden der betreffenden Art 
auch für die Zwecke desjenigen Fonds beſtimmt iſt, welchem die Werthe der 
abgegebenen Gegenſtände zu gute gekommen ſind. 

Auch dürfen Sammlungsſtuͤcke von einer ſtaatlichen Sammlung an eine 
andere ohne Vergütung des Werthes abgegeben werden. 


§. 32. 

Auf ſolche Fonds, welche im Etat ganz oder zu einem Theil als Dispoſi⸗ 
tionsfonds, Fonds zu unvorhergeſehenen Ausgaben oder unter einer ſonſtigen 
allgemeinen, die Ausgabezwecke nicht beſtimmt angebenden Bezeichnung zur Ver 
fügung der Verwaltung geſtellt ſind, dürfen, ſofern nicht in den Spezial⸗Etats 
etwas Anderes beſtimmt iſt, keine Ausgaben angewieſen werden, welche unter 
einen anderen Etatstitel fallen. 

§. 33. 

Ausgabebeträge, über welche ſeitens der Verwaltung beim Eintritt be— 

ſtimmter Vorausſetzungen oder eines beſtimmten Zeitpunktes nicht weiter verfügt 


werden darf, find, ſofern ſich dieſe Beſchränkung nicht ſchon aus der Bezeichnung 
der Ausgabezwecke in den Etats ergiebt, in den letzteren als künftig wegfallend 
zu bezeichnen. 5 

$. 34, 

Ausgabebeträge der im $. 33 bezeichneten Art find von dem Zeitpunkte ab, 
mit welchem die Befugniß der Verwaltung zur Verfügung über dieſelben aufhört, 
in den Rechnungen als Minderausgabe nachzuweiſen. 

Daſſelbe hat ſtattzufinden: 

1) bei Dienſteinkünften überzähliger Beamten mit dem Eintritt des 
Beamten in eine andere Stelle des Staatsdienſtes bis auf Höhe der 
mit derſelben verbundenen Beſoldung oder ſonſtigen der Beſoldung 
gleichſtehenden Dienſteinkünfte, 

2) bei perſönlichen Zulagen und ſonſtigen lediglich an die Perſon geknüpften 
Dienſteinkünften in dem Maße, als der Beamte, welcher dieſelben 
bezieht, erhöhte normalmäßige Dienſteinkünfte erhält, ſofern nicht in 
den Spezial⸗Etats etwas Anderes beſtimmt iſt. i 

In beiden Fällen bleibt der Mehrbetrag an Wohnungsgeldzuſchuß, welcher 
einem Beamten in Folge der Verſetzung an einen Ort einer höheren Servisklaſſe 
zu gewähren iſt, bei der Einziehung oder Kürzung als künftig wegfallend bezeich- 
neter Dienſteinkünfte außer Betracht. 
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Sollen von einer Mehrzahl von Stellen einer Kategorie eine oder mehrere 
Stellen nach dem Abgange der zeitigen Inhaber oder bei den nächſten innerhalb 
dieſer Kategorie eintretenden Erledigungsfällen eingezogen werden, ſo iſt für jede 
der einzuziehenden Stellen, : 

1) wenn in den Etats die Beſoldungen für dieſe Kategorie nach einem 
Durchſchnittsſatz für jede Stelle ausgebracht find, der Betrag dieſes 
Durchſchnittsſatzes, 

2) wenn die Beſoldungen nach Dienſtaltersſtufen geregelt ſind, der Betrag 
der Mindeſtbeſoldung dieſer Kategorie 

in den Etats als künftig wegfallend zu bezeichnen. 

Bleibt in dem Falle zu 1 bei einer Stellenerledigung die dadurch frei 
werdende Beſoldung hinter dem Durchſchnittsſatze zurück, ſo iſt der an dem letzteren 
fehlende Betrag einzuziehen, ſobald und inſoweit ſpäter über die Mindeſtbeſoldung 
hinausgehende Beträge zur Erledigung kommen. 

In dem Falle zu 2 iſt bei einer Stellenerledigung der Betrag der that⸗ 
ſächlich frei werdenden Beſoldung einzuziehen. 


$. 36. 
Verausgabte Beträge, welche der Staatskaſſe zurückerſtattet werden, ſind, 
wenn die Zurückerſtattung erfolgt, ſolange die betreffenden Fonds noch offen ſind, 
Geſetz-Samml. 1898. (Nr. 9991.) 18 


von der Ausgabe bei den letzteren wieder abzuſetzen, bei ſpäterer Zurückerſtattung 
aber als Einnahmen zu verrechnen. 
82 

Alle Verträge für Rechnung des Staates müſſen auf voraufgegangene 
öffentliche Ausbietung gegründet ſein, ſofern nicht Ausnahmen durch die Natur 
des Geſchäfts gerechtfertigt oder durch den zuſtändigen Miniſter für den einzelnen 
Fall oder für beſtimmte Arten von Verträgen zugelaſſen werden. 

Mit Beamten, welche die Verwaltung ſelbſt führen, oder an derſelben 
betheiligt ſind, dürfen in Bezug auf dieſe Verwaltung Verträge nicht abgeſchloſſen 
werden. Ausnahmen dürfen nur durch den zuſtändigen Miniſter zugelaſſen werden. 

Die von den Behörden rechtsgültig abgeſchloſſenen Verträge dürfen zum 
Nachtheil des Staates nachträglich weder au gehoben noch abgeändert werden. 
Ausnahmen ſind mit Königlicher Genehmigung zuläſſig und bedürfen, wenn der 
abgeſchloſſene Vertrag der Genehmigung des Landtages unterlegen hat, auch der 
Zuſtimmung des letzteren. 

$. 38. 


Defekte dürfen, abgeſehen von der Unmöglichkeit der Einziehung, nur auf 
Grund einer durch Königliche Beſtimmung ertheilten Ermächtigung nieder- 
geſchlagen werden. (Vergl. $. 17 des Geſetzes vom 27. März 1872, betreffend 
die Einrichtung und die Befugniſſe der Ober-Rechnungskammer, Geſetz-Samml. 
S. 278.) 


Die nicht zur Einziehung gelangten Beträge ſind in der dem Landtage 
gemäß $. 47 dieſes Geſetzes vorzulegenden Ueberſicht von den Staats⸗Einnahmen 
und Ausgaben bei den betreffenden Etatstiteln ſummariſch mitzutheilen. Solange 
und ſoweit beide Häuſer des Landtags zuſtimmen kann von dieſer Mittheilung 
bezüglich einzelner Arten nicht zur Einziehung gelangter Beträge abgeſehen werden. 


83 
Der Abſchluß der Kaſſenbücher für jedes Etatsjahr erfolgt bei der General: 
Staatskaſſe ſpäteſtens im dritten Monat nach dem Ablaufe des Etatsjahres, bei 
den übrigen Kaſſen zu entſprechend früheren, von dem zuſtändigen Miniſter und 
dem Finanzminiſter feſtzuſetzenden Terminen. 


F. 40. 
Bei keiner Kaſſe dürfen nach erfolgtem Jahresabſchluß ($. 39) noch Ein- 
nahmen oder Ausgaben für Rechnung des abgelaufenen Etatsjahres gebucht werden. 


Ausgenommen hiervon ſind die Buchungen zur Ausführung der Be— 
ſtimmungen über die Verwendung von Ueberſchüſſen des Staatshaushalts. 


H. 41. 
Vorſchüſſe, welche bis zum Jahresabſchluß (F. 39) nicht haben abgewickelt 
werden können, ſind in einem Anhange zu der Kaſſenrechnung nachzuweiſen. 


$. 42, 

Haben Einnahmebeträge, welche nach Maßgabe der Beſtimmungen im 
K 14 dem abgelaufenen oder einem früheren Etatsfahre angehören, bis zum 
Jahresabſchluß nicht eingezogen werden können, ſo ſind dieſelben für das abge- 
laufene Etatsjahr als Einnahme⸗Reſte nachzuweiſen und für das folgende Etats⸗ 
jahr in Soll⸗Einnahme zu ſtellen. 

Ihre Vereinnahmung erfolgt demnächſt für Rechnung desjenigen Etats⸗ 
jahres, in welchem ſie eingehen. 

435 

Haben Ausgaben, welche nach Maßgabe der Beſtimmungen im F. 14 dem 
abgelaufenen Etatsjahre angehören, bis zum Jahresabſchluß nicht geleiſtet werden 
können, ſo werden die zur Beſtreitung derſelben erforderlichen Beträge, auch wenn 
dieſelben unter Zuſammenrechnung mit den wirklich geleiſteten Ausgaben eine 
Etatsüberſchreitung ergeben, reſervirt und in das folgende Etatsjahr übertragen. 

Beſtände, welche nach Reſervirung der zu Reſtausgaben erforderlichen 
Beträge beim Jahresabſchluß verbleiben, ſind in der Rechnung als erſpart nach— 
zuweiſen. 

§. 44. 

Die Beſtimmung im F. 43 Abſatz 2 findet keine Anwendung und es können 
die am Jahresſchluſſe verbleibenden Beſtände zur Verwendung in die folgenden 
Jahre übertragen werden: 

1) bei denjenigen Ausgabefonds, bei welchen dies durch eine entſprechende 

Beſtimmung in dem Spezial⸗Etat zugelaſſen iſt, 

2) bei allen Baufonds. 

$. 45. 

Die auf Grund der Beſtimmungen in den $$. 43 und 44 in das fol⸗ 
gende Etatsjahr zu übernehmenden Beträge ſind für das abgeſchloſſene Etatsjahr 
als zu Reſtausgaben beſtimmt, beziehungsweiſe als in das folgende Etatsjahr 
übergehender Beſtand nachzuweiſen und für das folgende Etatsjahr in Soll⸗ 
Ausgabe zu ſtellen. 

F. 46. 

Bei den übertragbaren Ausgabefonds ($. 44) können die aus dem Vor⸗ 
jahre übernommenen Mittel ($. 43 Abſatz 1 und $. 44) auch zu den Ausgaben 
des laufenden Etatsjahres und ebenſo die Fonds des laufenden Etatsjahres auch 
zur Beſtreitung ſolcher Ausgaben verwendet werden, welche nach Maßgabe der 
Beſtimmungen im $. 14 früheren Etatsjahren angehören. 

Bei den nicht übertragbaren Fonds dürfen die zu Reſtausgaben reſervirten 
Beträge nur zur Beſtreitung der Reſtausgaben, für welche ſie beſtimmt ſind, 
und nur bis zum Jahresabſchluß für das folgende Etatsjahr verwendet werden. 
Inſoweit ſie bis dahin nicht zur Verwendung gelangt ſind, ſind ſie in der 
Rechnung als erſpart nachzuweiſen; die etwa ſpäter noch erforderlich werdenden 
Zahlungen ſind aus den Mitteln für das laufende Etatsjahr zu leiſten. Letzteres 

(Nr. 9991.) 


gilt auch bezüglich ſolcher Ausgaben, welche nach Maßgabe der Beſtimmungen 
im $. 14 früheren Etatsjahren angehören, zu deren Deckung aber Mittel nicht 
oder nicht in ausreichendem Maße reſervirt worden ſind. 


$. 47. 

Eine Ueberſicht von den Staats-Einnahmen und Ausgaben eines jeden 
Etatsjahres iſt dem Landtage im folgenden Etatsjahre vorzulegen. 

a Dieſer Ueberſicht iſt die gemäß $. 19 Abſatz 3 des Geſetzes vom 27. März 
1872, betreffend die Einrichtung und die Befugniſſe der Ober-Rechnungskammer, 

(Geſetz-Samml. S. 278) dem Landtage vorzulegende Nachweiſung der Etats⸗ 

überſchreitungen und der außeretatsmäßigen Ausgaben beizufügen. 

Innerhalb derſelben Friſt ſind dem Landtage vorzulegen: 

1) Nachweiſungen über die Verwendung derjenigen Centralfonds, welche 

im Etat ganz oder zu einem Theil als Dispoſitionsfonds, Fonds zu 
unvorhergeſehenen Ausgaben oder unter einer ſonſtigen allgemeinen, 
die Ausgabezwecke nicht beſtimmt angebenden Bezeichnung zur Ver⸗ 
fügung der Verwaltung geſtellt ſind. Ausgenommen hiervon ſind 
ſolche Fonds, deren Rechnungen der Reviſion durch die Ober⸗Rechnungs⸗ 
kammer nicht unterliegen. Solange und ſoweit beide Häuſer des 
Landtags zuſtimmen, kann auch bezüglich anderer Fonds von der Vor⸗ 
legung der vorbezeichneten Nachweiſungen abgeſehen werden. 

2) Eine Nachweiſung von den als endgültig erſpart zu löſchenden Beträgen 

der durch beſondere Geſetze zur Verfügung geſtellten Kredite. 

Eine nachträgliche Verwendung der nach der Nachweiſung zu 2 zu löſchenden 
Beträge darf nicht erfolgen. 

$. 48. 

In den von den Kaſſen zu legenden Rechnungen ſind die Einnahmen und 
Ausgaben in derſelben Anordnung nachzuweiſen, in welcher fie in den Kaſſen⸗Etats 
($. 10) aufgeführt find. 

$. 49. 

Die Kaſſenrechnungen (§. 48) haben ſowohl in ihren einzelnen Anſätzen 
als im Ganzen das bei dem Jahresabſchluß feſtgeſtellte Ergebniß der Kaſſenbücher 
wiederzugeben. N 

§. 50. 

Die Kaſſenrechnungen werden der Regel nach für ein volles Etatsjahr 

gelegt. Ausnahmen ſind nur mit Zuſtimmung der Ober⸗Rechnungskammer zuläſſig. 


$. 51. 
Die Kaſſen rechnungen find vor der Einſendung an die Ober-Rechnungs⸗ 
1 durch die zuſtändigen Behörden einer Vorprüfung (Abnahme) zu unter⸗ 
ziehen. 


Bei der Abnahme find die Rechnungen und, ſoweit dies noch nicht ge— 
ſchehen iſt, auch die Beläge rechneriſch zu prüfen und zu beſcheinigen, ſowie in 
formeller und materieller Hinſicht zu prüfen und mit den nöthigen Erläuterungen 
und Bemerkungen, ſowie den etwa noch fehlenden Beſcheinigungen zu verſehen 

Das über die Abnahme der Rechnung aufzunehmende Protokoll iſt mit 
der Rechnung an die Ober-Rechnungskammer einzuſenden. 


$. 52. 

Mit der gemäß der Beſtimmung im Artikel 104 der Verfaſſungs-Urkunde 
dem Landtage vorzulegenden allgemeinen Rechnung über den Staatshaushalt 
eines jeden Jahres iſt für jeden Verwaltungszweig, für welchen mit dem Staats 
haushalts-Etat ein Spezial-Etat feſtgeſtellt ift, eine Spezialrechnung vorzulegen. 

Alle Einnahmen und Ausgaben ſind in dieſen Rechnungen nach den 
Kapiteln und Titeln des Etats nachzuweiſen, und zwar in der allgemeinen 
Rechnung in derſelben Weiſe, wie fie im Staatshaushalts-Etat, in den Spezial— 
rechnungen in derſelben Weiſe, wie ſie in den Spezial-Etats zum Anſatz ge— 
bracht ſind. 

Außeretatsmäßige Einnahmen und Ausgaben (F. 13 Abſatz 2 und 3) ſind 
unter zuſätzlichen Abſchnitten nachzuweiſen. 


$ 98. 
Sowohl in der allgemeinen Rechnung als in den Spezialrechnungen ($. 52) 
ſind bei den einzelnen Kapiteln und Titeln und bei den Schlußſummen je in 
einer beſonderen Spalte nachzuweiſen: 


I. bei den Einnahmen: 
1) die aus dem Vorjahre übernommenen Einnahme-Reſte (Soll nach der 
vorigen Rechnung) / 
2) der Einnahme-Anſatz des Etats (Soll nach dem Etat); 
3) die nach Nr. 1 und 2 ſich ergebende geſammte Soll-Einnahme, 
4) die wirklich eingegangenen Einnahmen (Iſt-Einnahme ) ; 
5) die verbliebenen Einnahme-Reſte , 
6) die nach Nr. 4 und 5 ſich ergebende Summe; 
7) das Mehr oder Weniger der Summe zu Nr. 6 gegen die Summe 
zu Nr. 3 
II. bei den Ausgaben: 
1) die auf Grund der Beſtimmungen in den $$. 43 bis 45 aus dem 
Vorjahre übernommenen Beträge (Soll nach der vorigen Rechnung) / 
2) der Ausgabe-Anſatz des Etats (Soll nach dem Etat); 
3) die nach Nr. 1 und 2 ſich ergebende geſammte Soll-Ausgabe 
4) die wirklich geleiſteten Ausgaben (Iſt-Ausgabe) , 
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5) die auf Grund der Beſtimmungen in den 68. 43 bis 45 in das 
folgende Etatsjahr zu übertragenden Beträge; 
6) die nach Nr. 4 und 5 ſich ergebende Summe; 
7) das Mehr oder Weniger der Summe zu Nr. 6 gegen die Summe 
zu Nr. 3 n 
$. 54. 
Die allgemeine Rechnung hat ferner nachzuweiſen: 
1) den nach der vorigen Rechnung übernommenen und den in die folgende 
Rechnung übergehenden Kaſſenbeſtand; 
2) die Betriebsfonds. 
H. 55 
Die Beſtimmungen im F. 2 unter Nr. A und 5 und in den 98.3 und 4 
dieſes Geſetzes find ſpäteſtens durch den Staatshaushalts-Etat, beziehungsweiſe 
die Spezial⸗Etats für das Jahr vom 1. April 1900/1901 zur Ausführung zu 
bringen. Im Uebrigen tritt dieſes Geſetz mit dem 1. April 1899 in Kraft. 


N... 
Alle dieſem Geſetze zuwiderlaufenden Beſtimmungen früherer Geſetze und 
Verordnungen treten außer Kraft. 
Urkundlich unter Anſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 
Gegeben Urville, den 11. Mai 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 
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